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Im Focus
Brexit-Folgen für britische Mandatsträger auf kommunaler Ebene in Deutschland
Das Ausscheiden Großbritanniens aus der europäischen Union kann erhebliche Konsequenzen für britische Staatsbürger haben,
die in Deutschland ein politisches Mandat auf kommunaler Ebene innehaben: das ist die Einschätzung der Deutschen Bundes -
regierung (BT-Drs. 19/7100) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (BT-Drs. 19/6602). Es gibt rund 1 Million britischer Bürger,
die auf dem Gebiet E-27 leben, 100.000 davon in Deutschland. Das Austrittsabkommen zwischen dem Vereinigten Königreich und
der EU vom 13.11.2018 befasst sich u.a. mit dem demokratischen Prozess, der mit dem Wechsel des Status der betroffenen Bür-
ger, sobald das Vereinigte Königreich zum Drittstaat wird, einhergeht. Nach der Ablehnung des Abkommens im britischen Parla-
ment kann aber auch die Gefahr eines sogenannten Cliff-Edge-Brexit, also eines Brexit ganz ohne Austrittsabkommen und damit
auch ohne Übergangsphase, nicht ausgeschlossen werden.
An Kommunalwahlen in Deutschland können britische Staatsangehörige derzeit aufgrund der Kommunalwahlrichtlinie RL 94/80/EG,
der Ausnahmeregelung für Unionsbürger in Artikel 28 Absatz 1 Satz 3 Grundgesetz (GG) und des jeweiligen Kommunalwahlrechts
ihres Wohnsitzlandes teilnehmen. Wie die Bundesregierung in ihrer Antwort darlegt, hat nach insoweit übereinstimmenden Rege-
lungen in den Kommunalwahlgesetzen der Länder »der Wegfall einer für die Wählbarkeit maßgebenden Voraussetzung den Ver-
lust des Mandats zur Folge«. D.h., britische Staatsangehörige verlieren mit einem Austritt Großbritanniens aus der EU in beiden
angesprochenen Alternativen in Deutschland das aktive und passive Kommunalwahlrecht. Für Personen, die neben der britischen
auch die deutsche Staatsangehörigkeit oder die eines anderen EU-Staates besitzen, ändere sich dagegen nichts.
Für den Fall, dass Großbritannien ohne Austrittsabkommen aus der EU ausscheidet, beabsichtigt das Bundesministerium des
 Innern, für Bau und Heimat, eine Verordnung zu erlassen, »auf deren Grundlage bisher freizügigkeitsberechtigte britische Bürge-
rinnen und Bürger und ihre Familienangehörigen für eine Übergangszeit von zunächst drei Monaten ohne weitere ausländerrecht-
liche Maßnahmen in Deutschland leben und arbeiten können wie bisher«. Mit Zustimmung des Bundesrates könne die Über-
gangszeit verlängert werden. Bis zum Ende dieser Übergangszeit müssen britische Bürger und ihre Familienangehörigen laut
 Vorlage für den weiteren Aufenthalt in Deutschland einen Antrag auf Erteilung eines Aufenthaltstitels bei der zuständigen Aus -
länderbehörde stellen.                                                                                                                                                                    > DokNr. 19005004

BNetzA: Das Marktstammdaten-Register geht online
Bisher konnten nur Strom- und Gasnetzbetreiber, denen bereits eine Genehmigung nach § 4 EnWG für den Netzbetrieb vorliegt, ihr
Unternehmen im Marktstammdaten-Register (MaStR-Webportal) registrieren. Ab dem 31.01.2019 steht das Portal auch allen
anderen Marktakteuren und für sämtliche Anlagen und Einheiten zur Verfügung. Für alle Registrierungen im MaStR gelten dann
die in der novellierten Verordnung niedergelegten Vorgaben und Fristen. Die derzeitigen Meldewege werden zu diesem Zeitpunkt
 abgeschaltet. Das hat die Bundesnetzagentur (BNetzA) mitgeteilt.
Bereits am 01.07.2017 war die »Verordnung über das zentrale elektronische Verzeichnis energiewirtschaftlicher Daten – Markt-
stammdatenregisterverordnung – MaStRV« in Kraft getreten. Allerdings hatte sich der Start immer wieder verzögert, sodass die
Verordnung unterdessen schon wieder novelliert wurde. Die Neuregelung trat am 21.11.2018 in Kraft.
Die Plattform ist die Datenbank für alle Energieerzeuger, aber auch Netz- und Messstellenbetreiber, Bilanzkreisverantwortliche,
Stromlieferanten, Transportkunden, REMIT-Akteure, Börsen- und OTC-Plattformen sowie Behörden mit energiewirtschaftlichem
Bezug. Es soll alle Verwaltungsebenen und Meldepflichten IT-technisch bündeln und den Bürokratieaufwand verringern. Dabei
geht das MaStR über die Funktion einer reinen Datenbank hinaus: Nach der Planung der Bundesnetzagentur soll eine der zentra-
len Funktionen des MaStR die Abwicklung einer automatisierten Maschine-zu-Maschine-(M2M)-Kommunikation über Schnitt-
stellen sein. Darunter fallen auch der automatisierte Datenabruf sowie die Netzbetreiberprüfung. 
Das Register soll einen umfassenden Überblick über alle Erzeugungsanlagen in Deutschland geben. Zurzeit geht man davon aus,
dass ein Anlagenvolumen von 2 Mill. registriert werden muss. Die Meldung muss spätestens einen Monat nach Inbetriebnahme
erfolgen, damit es nicht zu finanziellen Einbußen für den Anlagenbetreiber kommt. Die Betreiber bestehender Anlagen haben zwei
Jahre Zeit, ihre Systeme zu registrieren. Die Bonner Behörde hat Hinweise in Form eines FAQ herausgegeben, um den Anlagen -
betreibern die Anmeldung zu erleichtern.                                                                                                                                 > DokNr. 19005005
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